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Statement zum Nichtraucherschutz  
 

Sehr geehrte Frau Bundesgesundheitsministerin, 

 

die Epidemiologie hat wesentlich dazu beigetragen, die negativen gesund-

heitlichen Folgen des Aktiv- und des Passivrauchens zu erforschen. Diese 

epidemiologischen Erkenntnisse fordern aus unserer Sicht zu eindeutigem 

politischem Handeln auf. 

Bereits im Dezember 2006 haben sich die Deutsche Gesellschaft für Epide-

miologie (DGEpi) e.V. und die Deutsche Gesellschaft für Medizinische In-

formatik, Biometrie und Epidemiologie (GMDS) e.V., zusammen mit anderen 

Fachgesellschaften, für einen umfassenden Gesundheitsschutz für Nicht-

raucher ausgesprochen. In Anbetracht des Bundesverfassungsgerichtsur- 

teils vom 30. Juli 2008 sehen wir uns aber nun erneut aufgerufen, in der 

Diskussion hinsichtlich des Rauchverbots in öffentlichen Räumen und am 

Arbeitsplatz Stellung zu beziehen.  

 

Die Gesundheitsgefahren durch Passivrauchen sind wissenschaftlich 

eindeutig belegt:  
 

1. Eine Vielzahl von Studien und Meta-Analysen zeigt, dass Passiv-

rauchen das Risiko für Lungenkrebs und Herzinfarkt bzw. koronare 

Herzerkrankung um 25-30% erhöht und zu chronischen Atemwegs-

erkrankungen führen kann. Darüber hinaus wurden Zusammenhän- 

ge bei Neugeborenen zum plötzlichen Kindstod gefunden. Das 

Deutsche Krebsforschungszentrum hat eine umfassende Darstel- 

lung der Passivrauch bedingten Gesundheitsrisiken vorgelegt [1].  
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2. Im Passivrauch sind über 50 karzinogene Substanzen enthalten. Es 

gibt keinen Schwellenwert, bis zu dem Passivrauchexposition ge-

sundheitlich ungefährlich ist. Die Senatskommission zur Prüfung ge-

sundheitsschädlicher Arbeitsstoffe („MAK-Kommission“) der Deut-

schen Forschungsgemeinschaft (DFG) stuft Passivrauch als eindeu-

tig krebserregende Substanz ein und hat ausdrücklich auf die Fest-

legung eines Grenzwertes, unterhalb dessen Passivrauchexposition 

gesundheitlich unbedenklich ist, verzichtet [2]. 

3. Die International Agency for Research on Cancer (IARC) der Welt-

gesundheitsorganisation klassifiziert Passivrauch als humanes Kan-

zerogen der Gruppe 1 (für den Menschen Krebs erregender Stoff/ 

Stoffgemisch), da hinreichend wissenschaftliche Evidenz für den 

kausalen Zusammenhang zwischen Passivrauchen und Lungen- 

krebs vorhanden ist [3]. 

4. Das amerikanische Gesundheitsministerium (US Department of 

Health and Human Services, Surgeon General) kommt in einer um-

fassenden Analyse der Passivrauch bedingten Gesundheitsrisiken  

zu dem Ergebnis, dass Passivrauchen ursächlich zu Lungenkrebs, 

koronarer Herzerkrankung, plötzlichem Kindstod, Atemwegs- und 

Mittelohrerkrankungen sowie verminderter Lungenfunktion im Kin-

desalter beiträgt (höchstes Evidenz Level 1) . Zudem sei es wahr-

scheinlich, dass Passivrauchexposition ein kausaler Risikofaktor für 

Schlaganfall, chronische Lungeerkrankungen, Neuauftreten von 

Asthma im Erwachsenenalter und Verstärkung von Symptomen bei 

bestehendem Asthma ist (Evidenz Level 2) [4]. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Evidenz lässt sich über die Gesundheitsgefah- 

ren durch Passivrauchen aus der Sicht der epidemiologischen Wissenschaft 

deshalb nicht mehr sinnvoll streiten. 

 

Wir müssen an dieser Stelle vielmehr daran erinnern, dass Deutschland sich 

mit der Ratifizierung des weltweiten Rahmenabkommens zur Tabakkontrolle 

explizit dem Schutz der Bevölkerung vor Passivrauch verpflichtet hat.  

Andere europäische Länder wie England, Irland, Schottland oder Schweden 

haben weit reichende Gesetze zum konsequenten Nichtraucherschutz ein-

geführt. 
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Es gibt bereits erste wissenschaftliche Ergebnisse, die darauf hindeuten,  

dass die Maßnahmen in diesen Ländern nicht nur die Luftqualität in Innen-

räumen nachweisbar verbessern, sondern auch positive gesundheitliche 

Effekte haben [5-13]. 

Die Deutsche Gesellschaft für Epidemiologie und die Deutsche Gesellschaft 

für Medizinische Informatik, Biometrie und Epidemiologie fordern deshalb  

die politischen Entscheidungsträger erneut auf, in dem durch das Bundes-

verfassungsgericht vorgegebenen Rahmen eine umfassende und einheitli- 

che gesetzliche Regelung des Nichtraucherschutzes in Deutschland einzu-

führen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
- Prof. Dr. Wolfgang Hoffmann -                        - Prof. Dr. Klaus A. Kuhn -             
       Vorsitzender DGEpi        Präsident GMDS 
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